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Einleitung 

Im gegenwärtigen ErbStG gibt es einige, die Besteuerung abmildernde Son-
derregelungen, die eingreifen, wenn Betriebsvermögen Gegenstand des Erwerbs 
ist. In dieser Unters'lchung wird zunächst dargelegt, wie weit die Entlastung der 
Erwerber von Betriebsvermögen reicht und wie sich diese Entlastung auf die 
Erwerber unterschiedlichen Betriebsvermögens verteilt. Im Anschluß daran 
wird untersucht, ob diese besondere Behandlung der Betriebsvermögenserwer-
ber gemessen an den Argumenten, die das BVerjG in seinem Beschluß vom 
22.6.1995 1 anftlhrt, und im Hinblick auf das Gebot der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung sachgerecht ist. 

A. Analyse des Verfassungsgerichtsbeschlusses vom 22.6.1995 

Das BVerjG hat in dem Beschluß vom 22.6.1995 festgestellt, daß § 12 Abs. 1 
und 2 ErbStG i.V.m. dem Ersten und Zweiten Teil des Bewertungsgesetzes 
(BewG) in den alten Fassungen insofern mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbar 
waren, als sie die Bemessungsgrundlage der Erbschaftsteuer ftlr Grundbesitz 
(§ 19 ErbStG) auf der Grundlage von zum 1.1.1964 festgestellten Einheitswer-
ten, ftlr Kapitalvermögen (festverzinsliche Wertpapiere, Aktien) hingegen zu 
Gegenwartswerten ansetzten.2 Für die notwendig gewordene Gesetzesänderung 
hatte das Gericht dem Gesetzgeber eine Frist bis zum 31.12.1996 gesetzt.3 Dem 
Gesetzgeber sind ftlr das Gesetzgebungsverfahren - neben anderen Vorgaben -
Hinweise zur Behandlung des Betriebsvermögens mit auf den Weg gegeben 
worden. 

Der Gesetzgeber hat nach Ansicht der Verfassungsrichter bei der Gestaltung 
der Steuer last unter anderem zu berücksichtigen, daß die Existenz von bestimm-
ten Betrieben - namentlich von mittelständischen Unternehmen - durch zusätzli-
che finanzielle Belastungen, wie sie durch die Erbschaftsteuer auftreten, gefähr-
det werden könne. Die als wirtschaftlich zusammengehörige Funktionseinheiten 
organisierten Betriebe seien in besonderer Weise gemeinwohlgebunden und 
gemeinwohlverptlichtet. Sie unterlägen als Garant von Produktivität und Ar-

12 BvR 552/91, BVerfDE 93, 165. 
2 BVerfDE 93,165,172. 
3 BVerfDE 93,165,178. 
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beitsplätzen insbesondere durch Verpflichtungen gegenüber den Arbeitneh-
mern, das Betriebsverfassungsrecht, das Wirtschaftsverwaltungsrecht und durch 
die langfristigen Investitionen einer gesteigerten rechtlichen Bindung. Diese 
rechtliche Bindung habe zur Folge, daß die durch die Erbschaftsteuer erfaßte 
finanzielle Leistungsflihigkeit des Erben nicht seinem durch den Erbfall erwor-
benen Vermögenszuwachs voll entspreche. Die VerfUgbarkeit über den Betrieb 
und einzelne dem Betrieb zugehörige Wirtschaftsgüter sei beschränkter als bei 
betrieblich ungebundenem Vermögen. Der Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 
fordere, diese verminderte Leistungsflihigkeit bei den Erben zu berücksichtigen, 
die einen solchen Betrieb weiterfUhren. Die Erbschaftsteuer müsse so bemessen 
sein, daß die Fortfilhrung des Betriebs steuerlich nicht geflihrdet sei. Die vemin-
derte finanzielle Leistungsflihigkeit sei unabhängig von der verwandtschaftli-
chen Nähe zwischen Erblasser und Erben zu berücksichtigen. Das geltende Erb-
schaftsteuerrecht beachte dieses Erfordernis betriebsangemessener Belastung 
etwa bei der Besteuerung der Land- und Forstwirtschaft, wenn es dort gern. § 36 
BewG der Erbschaftbesteuerung den Ertragswert zugrunde lege, um eine Zer-
schlagung dieser Wirtschaftseinheiten zu vermeiden.4 

Das BVerjG mahnt hiermit eine Sonderbehandlung des Betriebsvermögens 
an. Es stützt seine Auffassung auf zwei Aspekte. 

Der erste Gesichtspunkt bezieht sich auf die Bewertung von Betriebsvermö-
gen. Mit der Formulierung, daß das Betriebsvermögen durch vielfliltige öffent-
liche Inanspruchnahmen rechtlich gebunden sei und die VerfUgbarkeit über den 
Betrieb und einzelne dem Betrieb zugehörige Wirtschaftsgüter eingeschränkt 
sei5, werden Eigenschaften des Betriebsvermögens angesprochen, die mögli-
cherweise im Rahmen einer Bewertung Beachtung finden müßten.6 Auch die 
Aussage, eine Berücksichtigung der verminderten finanziellen Leistungsflihig-
keit der Betriebsvermögenserben habe unabhängig von der verwandtschaftli-
chen Nähe zwischen Erblasser und Erben zu erfolgen7, ist auf das Bewertungs-
recht bezogen. Denn verwandtschaftliche Beziehungen spielen keine Rolle, 
wenn Vermögen ein bestimmter Geldbetrag zugeordnet wird. Dem Bereich des 
Bewertungsrechts ist schließlich auch die Passage zuzuordnen, in der das 
BVerjG auf die Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zum Er-
tragswert gern. § 36 BewG Bezug nimmt.8 

4 Beschlußv. 22.6.1995 - 2 BvR 552/91, BVerfGE 93,165,175 f. 
~ BVerfGE 93,165.175 f. 
~ Derart werden die Ausführungen des BVerjG auch von Meincke. DStR 1996. n05. 

1309, interpretiert. Meincke hat auf den bewertungsrechtlichen Aspekt schon in Fest-
schrift Tipke, S. 391, 395 f.. hingewiesen. 

7 BVerfGE 93, 165, 176. 
K BVerfGE 93.165,176. 
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Der zweite Gesichtspunkt spielt auf ein besonderes öffentliches Interesse an. 
Das BVerjG betont, daß Betriebsvennögen eine durch Widmung fUr einen be-
sonderen Zweck verselbständigte wirtschaftliche Einheit darstellt. Es weist 
darauf hin, daß die Betriebe gemeinwohlgebunden und gemeinwohlverpflichtet 
sind und es stellt die Bedeutung der Betriebe als Garant von Produktivität und 
Arbeitsplätzen heraus. Das BVerjG ist der Ansicht, daß die Existenz von insbe-
sondere mittelständischen Unternehmen durch die Erbschaftsteuer geflihrdet 
werden könnte. Bis hierher wird das Betriebsvennögen abstrakt, ohne Zuord-
nung zu einem bestimmten Inhaber (z.B. einem Erben) betrachtet. Im Anschluß 
an diese AusfUhrungen kommt das BVerjG dann auf den Erwerber zu sprechen. 
Es stellt die Rolle des Erben heraus, der einen solchen Betrieb weiterfUhrt und 
ihn in seiner Sozialgebundenheit aufrechterhält. Das BVerjG fordert, die Erb-
schaftsteuer hier so zu bemessen, daß die FortfUhrung des Betriebs nicht ge-
flihrdet ist. Es geht hier nicht mehr allein um die Geflihrdung der Existenz des 
Betriebs sondern um die Geflihrdung der FortfUhrung des Betriebs durch den 
Erwerber. Das BVerjG scheint der Ansicht zu sein, daß an dem Erhalt des Be-
triebs gerade in der Hand des Erwerbers ein öffentliches Interesse besteht9, 

wobei vennutet werden kann, daß das Gericht die Erhaltung des Betriebs mit 
der Erhaltung des Betriebs im Familienbesitz gleichsetztJO• 

Die beiden vom BVerjG angesprochenen Argumente, der bewertungsrechtli-
che Aspekt und der Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses, sind, was das 
Problem der Gleichmäßigkeit der Besteuerung angeht, auf unterschiedlichen 
Argumentationsebenen angesiedelt. 

Der Gesetzgeber hat, wie das BVerjG ausfUhrt, seine einmal mit dem Steuer-
gesetz getroffene Belastungsentscheidung folgerichtig umzusetzen und die Steu-
erpflichtigen - ungeachtet verfassungsrechtlich zulässiger Differenzierungen-
gleichmäßig zu belasten. 11 Wenn die Steuersätze zwar nach Maßgabe des Ver-
wandtschaftsgrades und der Höhe des Erwerbs aber nicht z.B. nach der Art des 
erworbenen Vennögens differenzieren, läßt sich Gleichmäßigkeit der Besteue-
rung. auch dies hat das BVerjG ausgefUhrt, nur dadurch erreichen, daß fUr die 
einzelnen zur Erbschaft gehörenden wirtschaftlichen Einheiten und Wirtschafts-
güter Bemessungsgrundlagen gefunden werden, die deren Werte in ihrer Relati-
on realitätsgerecht abbilden. 12 Das BVerjG hat damit also eine gleichheitsge-

o BVerfDE 93. 165. 175 f.: vgl. Meincke. DStR 1996. 1305, 1309. 
10 Vgl. Meincke. DStR 1996. 1305, 1309. Auch Halaczinsky, Harzburger Steuerpro-

tokoll 1995. 161. 167. stellt im Rahmen einer Erörterung der Entscheidung des BVerjG 
auf die Unternehmensnachfolge gerade im Familienkreis ab; vgl. auch Ziegler, BB 
1996. 454. 455. 

11 BrerjG. Beschluß vom 22.6.1995 - 2 BvR 552/91, BVerfDE 93, 165, 172. 
I~ 2 BvR 552/91. BVerfDE 93, 165. 173. 
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